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Centralbehörden. 
446. Bei der Einführung von Wertzuwachs⸗ 
ſteuerordnungen in Gemeinden und Kreiſen 
ſind künftig folgende Geſichtspunkte zu beachten: 

I. Es muß grundſätzlich verlangt werden, daß in 
den Ordnungen die perſönlichen Steuerbefrei— 
ungen nach $ 5 des Stempelſteuergeſetzes 
vom 31. Juli 1895 vorgeſehen werden, mindeſtens 
aber die Befreiung des Fiskus des Deutſchen Reiches 
und des Preußiſchen Staates. Wo die örtlichen 
Vorausſetzungen gegeben ſind, iſt in die Ordnungen 
auch eine Beſtimmung gemäß 8 6 Ziffer 2 des 
amtlichen Muſters für Umſatzſteuerordnungen (Rund⸗ 
erl. v. 7. Juli 1906, Min.⸗Bl. S. 221) aufzu⸗ 
nehmen. 

II. Ausnahmslos muß in den Ordnungen 
beſtimmt werden, daß alle Erwerbungen von Todes⸗ 
wegen oder auf Grund einer Schenkung unter 
Lebenden im Sinne des Reichs⸗Erbſchaftsſteuergeſetzes 
ſowie alle Beſitzveränderungen, denen ſich die Betei⸗ 
ligten aus Gründen des öffentlichen Wohles 
zu unterwerfen geſetzlich verpflichtet ſind (Enteig⸗ 
nungen), von der Wertzuwachsſteuer freizulaſſen 
ſind, und zwar die letztgenannten Beſitzveränderungen 
ohne Unterſchied, ob fie ſelbſt durch Enteignungs⸗ 
beſchluß oder durch freiwillige Veräußerungsgeſchäfte 
bewirkt werden (§ 4e des Stempelſteuergeſetzes vom 
31. Juli 1895). * 

III. Die Wertzuwachsſteuer ſoll im Höchſtbetrage 
den Satz von 25% des ſteuerpflichtigen Wert⸗ 
zuwachſes nicht überſteigen, und zwar einſchließlich 
etwa in den Ordnungen vorgeſehener Erhöhungen 
des regelmäßigen Steuerſatzes. f 

IV. Für den Fall der Verlragſchließung zwiſchen 
einer befreiten und einer nichtbefreiten Perſon iſt 
dafür Sorge zu tragen, daß die erſtere in ihrem 
Vorrecht ſichergeſtellt wird und es nicht durch Ab⸗ 
wälzung der fortfallenden Steuer auf den Gegner 
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indirekt wieder einbüßt. Zu dieſem Ende ſind zwei 
Möglichkeiten gegeben. Wenn nach den Vorſchriften 
der Ordnung der Veräußerer allein Steuerſchuldner 
iſt, ſo kann unter Abſtandnahme von der Vorſchrift 
im vorletzten Abſatze des § 5 des Stempelſteuer⸗ 
geſetzes beſtimmt werden, daß die Wertzuwachsſteuer 
mit dem vollen Betrage zur Erhebung gelangt, 
fofern der Veräußerer eine nichtbefreite Perſon iſt, 
während überhaupt keine Steuer zu entrichten iſt, 
ſofern er eine befreite Perſon iſt. Wenn dagegen 
in der Ordnung beide Kontrahenten (Veräußerer 
und Erwerber) pflichtig gemacht ſind, ſo darf von 
der Aufnahme einer dem vorletzten Abſatze des 8 5 
des Stempelſteuergeſetzes entſprechenden Beſtimmung, 
nämlich daß bei Verträgen zwiſchen einer befreiten 
und einer nichtbefreiten Perſon die Steuer nur zur 
Hälfte zu erheben iſt, nicht abgeſehen werden. 

V. Was die Rückwirkung der Wertzu⸗ 
wachsſteuerordnungen betrifft, ſo empfiehlt 
es ſich, eine Beſtimmung aufzunehmen, durch welche 
die Erfaſſung eines vor Erlaß der Steuerordnung 
eingetretenen Wertzuwachſes in angemeſſener Weiſe 
beſchränkt wird, etwa derart, daß wenigſtens derjenige 
Teil einer Wertſteigerung, der länger als 10 Jahre 
vor dem Inkrafttreten der Ordnung entſtanden iſt, 
von der Beſteuerung ausgenommen bleibt. 

Für den Fall beſondern örtlichen Bedürfniſſes 
kann dieſe Friſt entſprechend verlängert werden. 

VI. Endlich empfiehlt es ſich, und zwar hier 
ſowohl für Wertzuwachs⸗ wie auch für Unmſatz⸗ 
ſteuerordnungen, die die Steuer vom Erwerbsakte 
erheben, eine Vorſchrift vorzuſehen, durch welche einer 
Umgehung der Steuer tunlihft vorgebeugt 
werden kann. Die Vorſchrift würde etwa folgender⸗ 
maßen zu faſſen ſein: 

„Die Wertzuwachsſteuer gelangt auch im 
Falle des Wechſels im Perſonenbeſtande von 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, Kom⸗ 
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manditgeſellſchaften, Gewerkſchaften, eingetragenen 
Genoſſenſchaften und eingetragenen Vereinen, 
ſowie offenen Handelsgeſellſchaften von deren 
Grundeigentum inſoweit zur Erhebung, als es 
der Beteiligung des ausſcheidenden oder hinzu⸗ 
tretenden Geſellſchafters oder Mitgliedes an der 
Geſellſchaft entſpricht.“ 

Wir erſuchen ergebenſt, die vorſtehenden Geſichts⸗ 
punkte bei der Entſcheidung über die Zuſtimmungs⸗ 
erteilung zu Wertzuwachsſteuerordnungen im Auge 
zu behalten. Die Herren Regierungspräſidenten 
erſuchen wir darauf hinzuwirken, daß dieſe Geſichts⸗ 
punkte auch ſeitens der Bezirksausſchüſſe (bezw. für 
Steuerordnungen von Landgemeinden ſeitens der 
Kreisausſchüſſe) bei der Beſchlußfaſſung über die 
Genehmigung der Ordnungen berückſichtigt werden. 
Eine Berichterſtattung an uns vor Erteilung der 
Zuſtimmung iſt künftig nur dann noch erforderlich, 
wenn es ſich um Abweichungen von den oben unter 
Nr. I bis IV gegebenen Weiſungen handelt. 

Dieſer Erlaß wird im Miniſterialblatt für die 
innere Verwaltung veröffentlicht werden. 

Berlin, den 18. Mai 1909. 

Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 

(Der Erlaß vom 1. Oktober 1906 — M. d. Inn. 
IVa 1093; Fin.⸗Min. II. 9484, III. 15837, 
I. 16888; M. f. Low. IA a 6962 — hat hinſichtlich 
der dort für Umſatzſteuerordnungen vorgeſchriebenen 
Steuerbefreiungen auch für Wertzuwachsſteuer⸗ 
ordnungen zu gelten.) 


Regierungspräſident. 
(Bezirksausſchuß.) 
447. Die Landwirtſchaftskammer erhebt im Etats⸗ 
jahre 1909 einen Beitrag von 0,85%, des Grund⸗ 
ſteuerreinertrages. 

Die Herren Landräte und Oberbürger⸗ 
meiſter der kreisfreien Städte erſuche ich, bei 
Einziehung, Ablieferung der Beträge und Ueberſen⸗ 
dung der Hebeliſte nach dem am 29. Juli 1908 
— J. Bg. 4381 — mitgeteilten Erlaß zu verfahren. 

Frankfurt a. O., den 4. Juni 1909. 

(I Bg. 3429). Deer Regierungspräfident. 
448. Im Anſchluß an die Rundverfügung vom 
10. Mai 1905 — I. A. 3674 — teile ich den 
Herren Landräten, Oberbürgermeiſtern und 
Kreisärzten mit, daß das von der Mebizinal- 
abteilung des Miniſteriums der geiſtlichen, Unter⸗ 
richts und Medtizinal⸗Angelegenheiten bearbeitete 
Werk: „Das Geſundheitsweſen des Preußiſchen 
Staats im Jahre 1907“ erſchienen iſt. Der Preis 
des Werkes, das im Buchhandel 13,50 M. koſtet, 
beträgt für Kgl. Behörden und Medizinalbeamte bei 
direkter Beſtellung in dem Verlage (Richard Schöͤtz, 
Berlin SW 48, Wilhelmſtr. 10) 7,50 M. einſchl. 
Porto und Verpackung. 

Frankfurt a. O., den 5. Juni 1909. 

A. 3049.) Der Regierungspräſident. 


Die Herren Landräte und Oberbürger⸗ 
meiſter der kreisfreien Städte erſuche ich mit 
Bezug auf meine Verfügung vom 15. Januar 1889 
— I Bg. 5756/88 —, vor der Erteilung von 
Ausnahmebewilligungen nach 8 5 Vagelſchutzgeſetzes 
mir die betreffenden Geſuche vorzulegen, da 
mit den Bewilligungen Mißbrauch getrieben worden 
ſein ſoll. 

Frankfurt a. O., den 31. Mai 1909. 

(1 Bg. 3154.) Der Regierungspräſident. 


450. Die Herren Landräte des Bezirks und die 
Herren Oberbürgermeiſter in Frankfurt und 
in Guben erſuche ich, die Begrenzungslinien der 
in der nachſtehenden Nachweiſung aufgeführten Berg⸗ 
reviere des Oberbergamtes Halle einer Durchſicht 
zu unterziehen und bis zum 25. Juni d. Is. zu 
berichten, ob und bezw. welche Aenderungen die 
Grenzlinien im Laufe der Zeit durch anderweitige 
Abgrenzungen politiſcher Bezirke, Gründung von 
Stadtkreiſen uſw., Verlegung von öffentlichen Wegen, 
Eiſenbahnen uſw. erfahren haben. 

Das Bergrevier Frankfurt a. O. 

(Feſtſtellung vom 20. März 1902) 
mit dem Verwaltungsſitze Frankfurt a. O. ums 
faßt die Provinz Pommern und in der Provinz 
Brandenburg den Regierungsbezirk Potsdam, ſowie 
vom Reglerungsbezirke Frankfurt den Stadtkreis 
Frankfurt, die Kreiſe Lebus, Königsberg, Soldin, 
Arnswalde, Friedeberg, Landsberg a. W., Weſt⸗ 
Sternberg, Oſt⸗Sternberg, Züllichau, Kroſſen, Guben 
und den Stadtkreis Guben. 

Das Bergrevier Oſt⸗Cottbus 

(Feſtſtellung vom 20. März 1902) 
mit dem Verwaltungeſitze Cottbus umfaßt in der 
Provinz Brandenburg vom Regierungsbezirke Frank⸗ 
furt die Kreiſe Sorau, Spremberg, Cottbus, Lübben 
und den öſtlich der für das Bergrevier Weſt⸗Cottbus 
angegebenen Linie belegenen Teil des Kreiſes Kalau. 

Das Bergrevier Weſt⸗Cottbus 

(Feſtſtellung vom 20. März 1902) 
mit dem Verwaltungsſitze Cottbus umfaßt in der 
Provinz Brandenburg vom Reglerungsbezirke Frank⸗ 
furt denjenigen Teil des Kreiſes Kalau, welcher 
weſtlich von der Eiſenbahnlinie Kamenz⸗Senflenberg, 
der Landstraße Senftenberg⸗Rauno⸗Räſchen⸗Döbern⸗ 
Bahnhof Kalau und der Eiſenbahnlinie Bahnhof 
Kalau⸗Lübbenau⸗Berlin liegt, und den Kreis Luckau. 

Frankfurt a. O., den 5. Juni 1909. 
(1 C. 1364.) Der Regierungspräſident. 


451. Dem Vaterländiſchen Frauenvereln zu Luckau 
iſt die Genehmigung erteilt worden, im November 
dieſ. Is. eine öffentliche Verloſung von geſchenkten 
Gegenſtänden zu veranſtalten und 5000 Loſe zu je 
50 Pfennigen in den Kreiſen Luckau, Lübben 
und Calau auszugeben. 
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Die Herren Landräte wollen dafür ſorgen, 
daß der Loſevertrieb nicht beanſtandet wird. 

Frankfurt a. O., den 5. Juni 1909. 

(1 B. 3438.) Der Regierungspräſident. 
452. Ich habe den Privataufſeher der hieſigen 
Fiſcherinnungen Otto Kliemaunn hier zum König⸗ 
lichen Fiſcherelaufſeher über alle von den Fiſcher⸗ 
innungen der Gubener und Lebuſer Vorſtadt ge⸗ 
nutzten Gewäſſer der Oder ernannt. 

Frankfurt a. O., den 4. Juni 1909. 
I Bg. 3348. (3174.) Der Regierungspräſident. 
453. Vom 7. bis 21. März 1910 ſoll in Guben 
ein ſtaatlicher Heizerkurſus abgehalten werden, der 
Keſſelheizern Gelegenheit bietet, ſich dieſenigen Kennt⸗ 
niſſe und Fertigkeiten anzueignen, die zu einer ſach⸗ 
gemäßen Ausübung des Dienſtes als ſtändiger Heizer 
erforderlich ſind. 

Das Schulgeld beträgt 6 Mk. für den Kurſus 
und iſt vor Beginn an den Magiſtrat in Guben 
zu zahlen. 

Anmeldungen ſind bis zum 1. Januar 1910 an 
den Magiſtrat in Guben zu richten. 

Frankfurt a. O., den 1. Juni 1909. 

(I. Bg. 3327.) Der Regierungspräſident. 


454. Auf Antrag von mehr als zwei Dritteln der 
beteiligten Gewerbetreibenden wird gemäß § 41 b 
in Verbindung mit § 105 e Abſ. 1 der Gewerbe⸗ 
ordnung für die Stadtgemeinde Guben hiermit an⸗ 
geordnet, daß an Sonn» und Feſttagen im Barbier⸗ 
und Friſeurgewerbe ein Betrieb nur bis 1 Uhr 
nachmittags ſtattfinden darf. 

Darnach hat fortan an Sonn- und Feſttagen bei 
den Barbleren und Friſeuren in Guben um 1 Uhr 
nachmittags völliger Geſchäftsſchluß dergeſtalt ein⸗ 
zutreten, daß Arbeitgeber und Arbeiter im allge⸗ 
meinen nur bis dahin tätig ſein dürfen, darüber 
hinaus aber nur, ſoweſt es ſich um Arbeiten zur 
Vorbereitung von öffentlichen Theatervorſtellungen 
und Schauſtellungen handelt. 

Bedingung: Wenn die Sonntagsarbeiten länger 
als drei Stunden dauern, ſo ſind die Arbeiter ent⸗ 
weder an jedem dritten Sonntage für alle 36 Stunden 
oder an jedem zweiten Sonntage mindeſtens in der 
Zeit von 6 Uhr morgens bis 6 Uhr abends oder 
in jeder Woche während der zweiten Hälfte eines 
Arbeitstages, und zwar ſpäteſtens von 1 Uhr nach⸗ 
mittags ab von jeder Arbeit frei zu laſſen. Inſoweit 
die Arbeiter durch die Sonntagsarbeiten am Beſuche 
des Gottesdienſtesbehindert werden, iſt ihnen an 
jedem dritten Sonntage die zum Beſuche des Gottes⸗ 
dienſtes erforderliche Zeit frei zu geben. 

Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver⸗ 
öffentlichung in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 2. Juni 1909. 

(I. Bg. 2786.) Der Regierungs: Bräfident. 
455. Nachdem der Herr Reglerungepräſident hier 
die allgemeinen Vorarbeiten für den Bau einer 


Kleinbahn vom Staatsbahnhof Bärwalde nach Zellin 
mit Anſchluß an die Oder daſelbſt geſtattet hat, 
wird auf Grund des § 5 des Enteignungsgeſetzes 
angeordnet, daß die Beſitzer der in Betracht kom⸗ 
menden Grundftüde fi) deren Betreten, Vermeſſen 
und alle ſonſtigen Handlungen für die Vorbereitung 
des Unternehmens von den damit beauftragten Per⸗ 
ſonen gefallen laſſen müſſen. 
Frankfurt a O., den 2. Juni 1909. 
Namens des Bezirksausſchuſſes. 
Der Vorſitzende. von Schwerin. 
456. Auf Grund des § 40 Abſ. 2 der Jagd⸗ 
ordnung vom 15. Juli 1907 — GS. S. 207 — 
wird die Schonzeit für wilde Enten auf den 
Radochlaſchen Samen⸗ und Streckteichen in der 
Felomark Koßwig Gemeinde, Kreis Calau, bis 
Ende d. Mts. aufgehoben. 
Frankfurt a. O., den 2. Juni 1909. 
Namens des Bezirksausſchuſſes. 
Der Vorſitzende. von Schwerin. 
Landesdirektor. 
457. Reglement 
für die Hebammenlehranſtalt des Provinzialverbandes 
von Brandenburg zu Frankfurt (Oder). 


I. Beſtimmungen der Anſtalt. 


§ 1. Die Hebammenlehranſtalt zu Frankfurt 
(Oder) iſt für die unentgeltliche Ausbildung von 
Hebammenſchülerinnen zu Bezirkshebammen in der 
Provinz Brandenburg beſtimmt. Sie hat ferner 
die Aufgabe, bei den Hebammen der Provinz koſten⸗ 
los die zur Ausübung ihres Berufs erforderliche 
Fachkunde und Geſchicklichkeit zu vertiefen und fort⸗ 
zubilden. Auch kann ſie ſich ſonſt jede Förderung 
der Geburtshilfe angelegen ſein laſſen und die 
Unterweiſung in der Säuglings⸗ und Wöchnerinnen⸗ 
pflege übernehmen 

8 2. Bis zur anderweiten Feſtſetzung des Landes⸗ 
direktors, die in den Regierungsamtsblättern der Provinz 
öffentlich bekannt zu machen iſt, erſtreckt ſich der 
Verſorgungsbereich der Anſtalt auf den Regierungs⸗ 
bezirk Frankfurt, mit Ausnahme der Niederlaufiger 
Kreiſe, und auf die Kreiſe Oberbarnim und Bees⸗ 
kow⸗Storkow. Es kann jedoch auch die Aufnahme 
von Schülerinnen und Bezirkshebammen für andere 
Teile der Provinz durch den Landesdirektor zuge⸗ 
laſſen werden, ſolange dies ohne Beeinträchtigung 
des Verſorgungsberelchs der Anſtalt angängig er⸗ 
ſcheint. Das gleiche gilt für Bewerberinnen, die 
ſich als freitätige Hebammen niederlaſſen wollen 
oder bereits niedergelaſſen haben. Dieſe haben 
jedoch ein — vierteljährlich im voraus — an die 
Brandenburgiſche Landes hauptkaſſe (Berlin W 10, 
Matthäikirchſtraße 20/21) abzuführendes Ausbildungs⸗ 
und Unterhaltsgeld zu zahlen, das bis zur ander⸗ 
weiten Feſiſetzung des Provinzialausſchuſſes 360 M. 
für den Lehrkurſus beträgt und ſich für Nicht⸗ 
provinzialangehörige um ½ erhöht. 

27* 
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8 8. Zur Erreichung des Zweckes der Anftalt 
werden Schwangere, die ſonſt geſund und im Falle 
der Hilfsbedürftigkeit von einem Ortsarmenverbande 
oder dem Landarmenverbande der Provinz Branden⸗ 
burg zu unterſtützen ſind, und zwar in der Regel 
auf höchſtens 10 Wochen, falls der Landesdirektor 
nicht ausnahmsweiſe eine Verlängerung dieſer Friſt 
zuläßt. unentgeltlich aufgenommen, verpflegt und 
entbunden. 

Soweit der Raum es geſtattet, können auch 
zahlende Schwangere zu einem vom Landesdirektor 
feſtzuſetzenden Pflegegeld aufgenommen werden. 
II. Verwaltung und Beauffichtigung der Anſtalt. 

§ 4. Die Hebammenlehranſtalt iſt als Provinzlal⸗ 
anſtalt nach den Vorſchriften der Provinzialordnung 
zu verwalten und zu beaufſichtigen. 

§ 5. Die Leitung der Anſtalt, auch hinſichtlich 
der Verwaltung, iſt dem Direktor übertragen, welcher 
für die Unterweiſung der Schülerinnen, ſowie für 
die ärztliche und diätetiſche Behandlung der 
Schwangeren, Gebärenden, Wöchnerinnen und Neu⸗ 
geborenen beſonders verantwortlich ift und die ſtaat ⸗ 
liche Approbation als Arzt beſitzen muß. 

Der Direktor iſt der Vorgeſetzte aller übrigen 
Anſtaltsbeamten und der Dienſtpflichtigen. Seine 
Vertretung liegt dem nächſten ärztlichen Beamten 
der Anſtalt ob, in deſſen Behinderung der Landes⸗ 
direktor einen Vertreter beſtellt. Er iſt befugt, ſich 
ohne Urlaub auf die Dauer von acht Tagen von 
der Anſtalt zu entfernen, wenn ſeine Vertretung 
geſtchert iſt. Für die Dienſtreiſen und elwaigen 
Verſetzungen des Direktors ſinden die für die oberen 
Provinzialbeamten geltenden Vorſchriften Anwendung. 

8 6. Art, Bezeichnung, Zahl und Anſtellungs⸗ 
bedingungen der Beamten der Anſtalt werden durch 
den Etat beſtimmt. Das gleiche gilt für die Dienſt⸗ 
pflichtigen, deren Annahme und Entlaſſung in dieſen 
Grenzen dem Direktor obliegt. 

Die Rechte und Pflichten des Direktors und der 
übrigen Anſtaltsbeamten werden durch das Regle⸗ 
ment über die dienſtlichen Verhältniſſe der Branden⸗ 
burgiſchen Provinzialbeamten und die vom Pro⸗ 
vinzialausſchuß erlaſſenen Dienſtanweiſungen beſtimmt. 
Als obere Anſtaltsbeamte (§ 98° der Provinzialord⸗ 
nung) gelten außer den höheren die mittleren Beamten. 

Alle Beamten und Dienftpflichtigen find in gleicher 
Weiſe wie die Schülerinnen und Pfleglinge der vom 
Provinzialausſchuß feſtgeſetzten Hausordnung unter⸗ 
worfen. . 

III. Lehrveranſtaltungen 
und Zulaſſungsbedingungen dafür. 

§ 7. Die Anſtalt hält jährlich mindeſtens einen 
Lehrkurſus von neunmonatlicher Dauer und zwei je 
zweiwöchige Fortbildungskurſe ab. Die Zahl und die 
Kalenderzeiten der Kurſe beſtimmt der Landesdirektor. 
Bis auf weiteres findet ein Lehrkurſus, und zwar 
vom 2. Oktober bis Ende Juni ſtatt; im Anſchluß 
daran zwei Fortbildungskurſe im Monat Juli. 


88. Für die Zulaſſung zu einem Lehrkurſus 

ſind beizubringen 

1. ein Zeugnis des Kreisarztes über die körper⸗ 
liche und geiſtige Befähigung zur Ausübung 
des Hebammenberufes, 

2. die Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde, durch 
welche die erforderliche Zuverläſſigkeit in Bezug 
auf den Hebammenberuf, die Unbeſcholtenhelt 
und insbeſondere bezeugt wird, daß die Be⸗ 
werberin nicht außerehelich geboren hat, 

3. die Geburtsurkunde zum Nachweis des zur 
Aufnahme geforderten Lebensalters von 20 bis 


30 Jahren 
4. ein Zeugnis über die erfolgte Wlederimpfung, 
5. eine Beſcheinigung des Landrats — bei 


Stadtkreiſen des Magiſtrats — über die ord⸗ 
nungsmäßig erfolgte Wahl zur Bezirkshebamme 
für den Fall der Erlangung der Approbation 
und über die Zuläſſigkeit der Niederlaſſung 
innerhalb des betreffenden Hebammenbezirks, 

6. eine von einer öffentlichen Behörde aufgenom⸗ 

mene (protokollariſche) Erklärung, durch welche 
ſich die Bewerberin — und zwar wenn ſie 
unter elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft 
ſteht, mit Zuſtimmung ihres Gewalthabers 
bezw. Vormundes — zur Erſtattung der ge⸗ 
mäß 8 2 a. E. zu berechnenden Ausbildungs⸗ 
koſten an den Provinzialverband für den Fall 
ſich verpflichtet, daß ſie die ihr angewieſene 
Stelle als Bezirkshebamme innerhalb dreier 
Jule nach erlangter Approbation aufgeben 
ſollte. 

Die Nachweiſe zu 2 bis 4 ſind dem Kreisarzt 
vor der Prüfung der Bewerberin zur Einſicht vor- 
zulegen. Der Nachweis zu 4 kann auch durch die 
Unterſuchung des Kreisarzles auf vorhandene Impf⸗ 
narben oder durch die Wiederimpfung erſetzt werden. 

§ 9. Ausnahmeweiſe kann der Landesdirektor auch 
Bewerberinnen, die das Aufnahmealter noch nicht 
erreicht oder ſchon überſchritten, ſowie ſolche, welche 
außerehelich geboren haben, im Einvernehmen mit 
dem Anſtaltsdirektor zulaſſen. 

Schwangere Perſonen ſind dagegen ſtets von der 
Zulaſſung ausgeſchloſſen. 

8 10. Die Anträge auf Zulaſſung zu einem 
Lehrkurſus find unter Beifügung der nach 8 9 ers 
forderlichen Schriftſtücke — bis zur anderweiten 
Beſtimmung des Landesdirektors ſpäteſtens zum 
15. Auguſt jeden Jahres — und zwar von den 
zu Bezirkshebammen beſtimmten Bewerberinnen 
durch Vermittlung und unter gutachtlicher Aeuße⸗ 
rung der Landräte — in Stadtkreiſen der Magiſtrate — 
an den Landesdirektor zu richten. Ueber die Zulaſſung 
hat der Landesdirektor nach Anhörung des Anſtalts⸗ 
direktors zu befinden. . i 

11. Der Anſtaltsdireltor iſt verpflichtet, 
Schülerinnen, welche ſich während des Lehrkurſus 
als ungeeignet oder ſchwanger heransſtellen, ſofort 
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zu entlaſſen und hiervon dem Landesdirektor unge⸗ 

ſäumt Anzeige zu erſtatten. 

In ſolchem Falle wird das eingezahlte Ausbil⸗ 
dungs und Unterhaltsgeld nur nach Abzug des 
Teiles zurückgezahlt, welcher dem in der Anſtalt zu⸗ 
gebrachten Zeitraum entſpricht, ſofern der Landes⸗ 
direktor nicht dieſe Kürzung aus beſonderen Gründen 
erläßt. 

$ 12. Am Ende eines jeden Lehrkurſus erfolgt 
die Prüfung der Hebammenſchülerinnen zu ihrer 
Approbation nach den von der Königlichen Staats⸗ 
regierung für dieſen Zweck getroffenen Beſtim⸗ 
mungen. 

Der Anſtaltsdirektor iſt Mitglied der Prüfungs⸗ 
kommiſſion. 

$ 13. Die Zulaſſung zu einem Wiederholungs⸗ 
kurſus iſt durch Vermittelung des zuſtändigen Regie⸗ 
rungspräſidenten zu beantragen. Kranke oder 
ſchwangere Hebammen ſind von der Teilnahme aus⸗ 
geſchloſſen. 

$ 14. Am Schluſſe eines jeden Jahres hat der 
Direktor einen Bericht über die Anſtalt zweifach 
an den Landesdirektor einzureichen, welcher ihn dem 
Oberpräſidenten vorlegt. 

Vorſtehendes Reglement iſt in der heutigen 
Sitzung von dem Brandenburgiſchen Provinzialland⸗ 
tage beſchloſſen worden. 

Berlin, den 24. Februar 1909. 

Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 
(L. S.) Manteuffel, Wirkl Geh. Rat. 

Das vorſtehende „Reglement für die Hebammen⸗ 
lehranſtalt des Provinzialverbandes von Branden⸗ 
burg zu Frankfurt a O.“ wird auf Grund des 
§ 120 der Provinzialordnung für die Provinz Bran⸗ 
denburg vom 22. März 1881 (Geſetzſammlung 1881 
S. 233) hierdurch genehmigt. 

Berlin, den 11. Mai 1909. 

(L. 8.) 

Der Miniſter des Innern. J. V.: von Kitzing. 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinal⸗Angelegenheiten. J. A.: Förſter. 

M. d. J. II d. 1333/ M. d g. A. M. 6402. 
Vorſtehendes Reglement bringe ich gemäß 8 8 

Abſatz 2 der Provinzialordnung vom 22. März 

1881 zur öffentlichen Kenntnis. 

Berlin, den 1. Juni 1909. 

Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 

Andere Behörden. 

458. Die fanalifierte Notte wird behufs Aus: 

führung von Arbeiten zum Neubau der Straßen⸗ 

brücke und der Schleuſe bei Mittenwalde in der 

Zeit vom 1. Juli bis 30. September d. Js. für 

Schiffahrt und Flößerei geſperrt. Ober⸗ und unter⸗ 

halb Mittenwalde bleibt die Waſſerſtraße für den 

Verkehr frei. 

Potsdam, den 22. Mai 1909. 

Der Reglerungspräſident 
als Chef der Verwaltung der Märkiſchen Waſſerſtraßen. 


459. Im Etatsſahre 1908 für kraftlos erklärte 
Staatsſchuldverſchreibungen. 
1. Konſol. 3½ (vormals 4) % ige Staatsanleihe. 
von 1876/79. 


Lit. B. Nr. 18998 über 2000 M. 
„ E. „ 45 8 0 
W 200 „ 
a Er ee 200 „ 
von 1880. 
Lit. D. Nr. 156219 über 500 M. 
Fer 
„ E. „ 190000 „ 390 „ 
„ B. „ „ 0 „ 
„ F. Tee oo 
„ F. „ 121055 „ 70 „ 
von 1882. 
Lit. C. Nr. 237277 über 1000 M 
Eee ee, ee, 
„ F. IE 2, 
von 1883. 
Lit. C. Nr. 445104 über 1000 M. 
„ D. „ 469539 „ 500 „ 
„ E. „ 661849 „ 390 „ 
„ F. „ 258452 200 „ 
von 1884. 
Lit. C. Nr. 546361 über 1000 M. 
„ E. „ 814890 „ 300 „ 
„ F. „ 324784 „ 200 „ 
von 1885. 
Lit. J. Nr. 6511 über 3000 M. 
1er „ 500 „ 
„ E. „ 1085776 „ 300 „ 
„ E. „ 1088280 „ 300 „ 
„ E „ 1089292 „ 300 „ 
„ F. „ 347/088 „„ 1 AUD 
von 1894. 

Lit. F. Nr. 384403 über 200 M. 
II. Konſol. 3½ % ige Staatsanleihe: 
von 1885. 

Lit. C. Nr. 34261 über 1000 M. 
von 1886. 

Lit. E. Nr. 74531 über 300 M. 
„ F. ei e 
von 1887. 1888. 

Lit. E. Nr. 100474 über 300 M. 
„% E. „ 110635 „ 300 „ 
e e , e, 
„ E. „ 142535 „ 300 „ 
„ E. „ 148045 „ 300 „ 
„ E. „ 148339 „ 300 „ 
„ E. 1 15112] 
„ E. „ 165257 „ 300 „ 
„ E. „ 182853 „ 300 „ 
F Fr, MOWAAR Sr, 
vu N ., 
von 1889. 

Lit. D. Nr. 296706 über 500 M. 

„ F. „ 85804 „ 200 
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von 1890. 
Lit. D. Nr. 482485 über 500 M. 

„ E „, 58880 0 
III. Konſol. 3% ige Staatsanleihe: 
von 1890. 

Lit. F. Nr. 2033 über 200 M. 
von 1891. 

Lit. B. Nr. 13325 über 2000 M. 
F. 6879 „ 200 


7 11 


von 1892 — 1894. 
Lit. C. Nr. 127031 über 1000 M. 


U} 


„ B. „ 16 7 „ 5 
F 
„ E. „ 85602 „ 300 „ 
„ E. „ 104563 300 „ 
von 1895. 1896. 1898. 


Lit. F. Nr. 37710 über 200 M 
A 37711 200 „ 
E „ 377/12 5 200 

von 1900. 1901. 1902. 

Lit. D. Nr. 282785 bis 282788 

über je 500 M. 


n [2 77 


77 10 


„ F. „ 81159 über 200 „ 
7 F. 7. 81161 1. 200 77 
b. 89871 200 


” 7 


3½ % ige Prioritäts⸗Oblig. III. Serie der 
Berg.⸗Märk. Eiſenbahn: 


IV. 


Nr. 103 über 100 Taler 
„ 38432 „ 100 „ 
„ 38483 „ 100 „ 
„ 38435 „ 100 „ 
38436 „ 100 


Berlin, den 10. April 1909. 
Kgl. Kontrolle der Staatspapiere. 
Haas. Rammow. Lübcke. 

460. In Niederjeſar iſt eine Telegraphenanſtalt 
mit Fernſprechſtelle eröffnet worden. 

Kalſerliche Ober⸗Poſtdirektion Frankfurt a. O. 

In Zſchornegosda (Kreis Calau) wird am 15. Juni 
1909 eine Poſtagentur eingerichtet werden. Land⸗ 
beſtellbez.: Gut Wandelhof, Forſthaus Zſchornegosda, 
Kol. Pechhütte. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdtrektion Liegnitz. 
Perſonalnuachrichten. 

461. Verſetzt: Ober Poſtaſſ. Grüneberg von 
Bärwalde nach Letſchin. 
462. Erledigt wird die Pfarrſtelle Königlichen 
Patronats zu Staffelde, Diözeſe Soldin, durch Eme⸗ 
ritierung des Pfarrers Valentin zum 1. Juli 1909. 
Wiederbeſetzung erfolgt durch Gemeindewahl nach 
dem Pfarrwahlgeſetz vom 15. März 1886 — K Gel. 
u. V.⸗Bl. S. 39. Bewerbungen ſind ſchriftlich bei 
dem Königlichen Konſiſtorlum einzureichen. 
463. Erledigt wird die Pfarrſtelle Königlichen 
Patronats zu Grüneberg, Diözeſe Königsberg Nm. I, 
durch Emeritierung des Pfarrers Schmidt zum 


1. Oktober 1909. Wlederbeſetzung erfolgt durch 
Gemeindewahl nach dem Pfarrwahlgeſez vom 
15. März 1886 — K. Geſ. u. BB. S. 39 Be⸗ 
werbungen ſind ſchriftlich bei dem Königlichen Kon⸗ 
ſiſtorlum einzureichen. 
Lehrerſtellen 

464. Kreis Calau: Zſchipkau, L, G. 1200 M., 
1. 7. 09. Kreis Croſſen: Treppeln, K. L., G. 1310 M., 
1. 10. 09. Kreis Lebus: Booßen, Lehrerinſtelle, 
G. 800 M, A. 100 M., 1. 10. 09. Kreis 
Luckau: Frankena, K. L., G. 1310 M., 1. 10. 09. 
Kreis Sorau: Zwippendorf, L., G. 1100 M, 1. 10.09. 

Bewerbungen ſind an die Königliche Regierung; 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 

Nichtamtliches. \ 

465. Bei der Verloſung von Anleiheſcheinen der 
Stadt Guben am 27. d. Mts. ſind folgende Stücke 
gezogen worden: 

1. von der Anleihe vom Jahre 1884 

Lit. A Nr. 4, 28 und 39 je über 5000 M., 

B 61, 94, 112, 153, 159, 184 und 
200 über 2000 M., 
212, 215, 243, 308, 321, 331, 
336, 356, 358 und 382 je über 


1000 M., 
447, 451, 454, 478, 512, 531, 
579, 595, 643, 665, 669, 679, 
689, 713, 747, 767 und 776 je 
über 500 M., 
849, 850, 866, 940, 962 und 979 
je über 200 M., 
von der Anleihe vom Jahre 1890 
Lit. A Nr. 28, 75 und 84 je über 2000 M., 
B 147, 167, 173, 205, 227, 240 
und 253 je über 1000 M., 
Lit. C Nr. 325, 377, 424, 449, 476, 478, 
489, 552, 567, 590, 593, 605, 
680, 695,706 u. 715 je über 500 M. 
Die Anleiheſcheine werden den Inhabern mit der 
Aufforderung hierdurch gekündigt, gegen Rückgabe 
derſelben mit den nach dem 2. Januar 1910 zahl⸗ 
baren Zinsſcheinen und Anweiſungen den Nennwert 
vom 31. Dezember 1909 ab, mit welchem Tage 
die Verzinſung aufhört, bei der Stadthauptkaſſe 
hlerſelbſt in Empfang zu nehmen. 
Rückſtändig ſind die Anleiheſcheine vom Jahre 1884 
Lit E Nr. 919 über 200 M. ſeit 1. Januar 1908, 
„ D „ 742 über 500 M. ſeit 1. Januar 1909, 
vom Jahre 1890 
Lit. B Nr. 113 über 1000 M. ſeit 1. Januar 1909. 
Die Tilgung des zum 31. Dezember 1909 auf 
die Anleihe der Stadt Guben vom Jahre 1897 
zurückzuzahlenden Teilbetrages von 20500 Mark 
erfolgt durch freihändigen Ankauf. 
Guben, den 29. Mai 1909. 
Der Magiſtrat. Sach ſe. 
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